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Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 5 "Wohnbebau-
ung in Klein Teetzleben" der Gemeinde Groß Teetzleben 
 
hier:  Stellungnahme des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte als Träger öffentlicher 

Belange gemäß § 4a Abs. 3 BauGB 
 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Groß Teetzleben hat die Aufstellung der Satzung über 
den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 5 „Wohnbebauung in Klein Teetzleben“ beschlos-
sen. Die Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte bereits.  
 
Im Ergebnis der im Rahmen der Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen 
Stellungnahmen wurde eine erneute öffentliche Auslegung und Behördenbeteiligung gemäß § 
4a Abs. 3 BauGB erforderlich. 
 
Der hierzu erarbeitete Entwurf wurde gebilligt und zur erneuten öffentlichen Auslegung be-
stimmt. Dazu wurde der Landkreis mit Schreiben des von der Gemeinde Groß Teetzleben in 
Anwendung des § 4b BauGB bevollmächtigten Planungsbüros Gudrun Trautmann vom 24. 
März 2023 entsprechend erneut zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. 
 
Zu dem mir vorliegenden überarbeiteten Entwurf der Satzung über den vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 5 "Wohnbebauung in Klein Teetzleben" der Gemeinde Groß Teetzleben, 
bestehend aus Teil A – Planzeichnung, Teil B – Text sowie der Begründung (Stand: Februar 
2023) nehme ich als Träger öffentlicher Belange wie folgt Stellung: 
 
 
I. Allgemeines/ Grundsätzliches 
 
1. In der Ortslage Klein Teetzleben beabsichtigt ein privater Vorhabenträger eine Wohnbe-
bauung in geringem Umfang umzusetzen.  
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Mit der Aufstellung der Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 5 "Wohnbe-
bauung in Klein Teetzleben" der Gemeinde Groß Teetzleben sollen hierfür planungsrechtliche 
Voraussetzungen geschaffen werden. 
 
 
2. Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen (Anpassungspflicht nach 
§ 1 Abs. 4 BauGB). 
 
Eine aktuelle landesplanerische Stellungnahme vom 24. April 2023 liegt mir vor. Danach ent-
spricht der o. g. Bebauungsplan den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung und Landes-
planung. 
 
 
3. Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu ent-
wickeln (Entwicklungsgebot). Von diesem Grundsatz kann bei Vorliegen bestimmter Voraus-
setzungen (§ 8 Abs. 2 – 4 BauGB) gegebenenfalls abgewichen werden. 
 
Die Groß Teetzleben hat keinen Flächennutzungsplan. Insoweit soll der o. g. Bebauungsplan 
als selbständiger Bebauungsplan nach § 8 Abs. 2 Satz 2 BauGB aufgestellt werden. Dem kann 
seitens des Landkreises im Ergebnis der Argumentation in der Begründung zu o. g. Bebau-
ungsplan gefolgt werden. 
 
Auf die Genehmigungspflicht durch die höhere Verwaltungsbehörde nach § 10 Abs. 2 
BauGB – hier: Landkreis Mecklenburgische Seenplatte – weise ich in diesem Zusam-
menhang vorsorglich hin. 
 
 
4. Zu den Planunterlagen möchte ich im Hinblick auf das weitere Aufstellungsverfahren zu 
o. g. Änderungsplanung auf folgende Aspekte aufmerksam machen. 
 
Bezugnehmend auf die südlich angrenzenden Waldflächen wird der gesetzlich geregelte Wald-
abstand in den o. g. Bebauungsplan nachrichtlich übernommen. Zusätzlich wird dieser Wald-
abstand mit dem Planzeichen 15.8. PlanzV versehen.  
In der Festsetzung Nr. 3 werden Regelungen hinsichtlich der Zulässigkeit baulicher Anlagen 
innerhalb dieses Waldabstandes im Bereich der zudem festgesetzten privaten Grünflächen ge-
troffen.  
 
Den Planunterlagen zu o. g. Bebauungsplan liegt außerdem ein Lageplan – Neubau Projekt-
nummer W/01/2021 – Plannummer A-01 bei. Danach ist ein in diesem Plan dargestellten Gar-
tenwerkzeugschuppen sogar innerhalb des laut Festsetzung Nr. 3 danach zulässigem 15m Ab-
stand zum Waldrand geplant. 
 
Inwieweit einer solchen Zulässigkeit von Seiten der zuständigen Forstbehörde zugestimmt wird, 
ist mit diesem Träger öffentlicher Belange (TöB) abzustimmen. Von einer Beteiligung dieses 
TöB gehe ich aber grundsätzlich aus. 
 
Insgesamt besteht insofern noch Klärungsbedarf hierzu. 
 
 
5. Auf die nach § 12 BauGB drei bekannten Elemente eines vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes  
*den Vorhaben- und Erschließungsplan des Vorhabenträgers, 
*den Durchführungsvertrag und 
*als Satzung den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Mache ich nochmals aufmerksam. 



Seite 3 des Schreibens vom 08. Juni 2023 

 
 

 
Die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist gemäß § 12 BauGB somit an 
bestimmte Voraussetzungen gebunden: 
 

- Der Vorhabenträger muss sich zur Durchführung der Vorhaben- und Erschließungs-
maßnahmen innerhalb einer bestimmten Frist sowie zur Tragung der Planungs- und Er-
schließungskosten im Durchführungsvertrag verpflichten. 

 
- Der Vorhabenträger muss zur Durchführung des Vorhabens und der Erschließung be-

reit und in der Lage sein.  
Hieraus folgt die Nachweispflicht der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit 
des Trägers zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses. Ein bloßes Glaubhaftmachen der 
Leistungsfähigkeit des Trägers reicht nicht aus.  
Die finanzielle Bonität des Vorhabenträgers kann z. B. durch eine Kreditzusage geeigne-
ter Banken oder durch Bürgschaftserklärungen nachgewiesen werden. 
 

- In der Regel muss der Vorhabenträger Eigentümer der Flächen sein, auf die sich der 
Plan erstreckt. 

 
Ist der Vorhabenträger nicht Eigentümer, so ist ggf. eine qualifizierte Anwartschaft auf 
den Eigentumserwerb oder eine anderweitige privatrechtliche Verfügungsberechtigung 
nachzuweisen. (Dies gilt auch für Flächen für externe Ausgleichsmaßnahmen!) 
Dieser Nachweis muss spätestens zum Satzungsbeschluss vorliegen. 

 
- Der Durchführungsvertrag ist vor dem Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB 

über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan zwischen dem Vorhabenträger und der 
Gemeinde zu schließen. (Hierzu bedarf es eines nach Kommunalrecht notwendigen 
Gemeinderatsbeschlusses.) 
 
Erfolgt dies nicht, fehlen der Gemeinde die Voraussetzungen zum Beschluss über die 
Satzung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan. Ein Rechtsanspruch darauf besteht 
grundsätzlich nicht. 

 
 
6. In diesem Zusammenhang weise ich auf die Besonderheit des § 12 Abs. 3a BauGB hin.  
Den Gemeinden wird hiermit nämlich die Möglichkeit eröffnet, in einem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan nicht nur ein konkretes Vorhaben zuzulassen, sondern darüber hinaus die zu-
lässigen Nutzungen allgemein zu beschreiben und sich nur im Durchführungsvertrag auf ein 
konkretes Vorhaben festzulegen. 
 
Im o. g. Bebauungsplan wird insoweit die Art der baulichen Nutzung allgemein festgesetzt. Da-
rauf hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang, dass in dem Durchführungsvertrag das Vorha-
ben dann aber so konkret zu beschreiben ist, dass hinreichend deutlich wird, zu welchem Vor-
haben sich der Vorhabenträger verpflichtet.  
Hierunter fallen die Regelungen aller zu errichtenden Anlagen, die für die Umsetzung des Pla-
nungsziels notwendig sind. 
 
Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan ist dann unter entsprechender Anwendung des § 9 
Abs. 2 i. V. m. § 12 Abs. 3a BauGB ausdrücklich festzusetzen, dass `im Rahmen der festge-
setzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren Durchführung sich der 
Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet `.  
Zu einem späteren Zeitpunkt kann bei einem entsprechenden Bedarf durch eine im Vergleich 
zu einer Planänderung verhältnismäßig einfachen Änderung des Durchführungsvertrages die 
Zulässigkeit des Vorhabens modifiziert werden.  
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Dies bringt dann Vorteile, wenn sich im Genehmigungsverfahren oder während der Nutzung 
des Vorhabens herausstellt, dass sich die ursprünglich als zutreffend erachteten Bedürfnisse 
geändert haben. 
 
Insofern sind die vorgenannten Hinweise zu § 12 Abs. 3a BauGB im weiteren Verfahren zu be-
achten. 
 
 
 
II. Anmerkungen und Hinweise 
 
1. Aus naturschutzrechtlicher und –fachlicher Sicht ergeht zu vorliegendem überarbeiteten 
Entwurf des o. g. Bebauungsplanes folgende Stellungnahme. 
 
Artenschutz 
Nach Durchsicht und Prüfung der Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages vom 23. Februar 2023 
kommt die untere Naturschutzbehörde des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte zu dem 
Ergebnis, dass Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG weder für Arten 
des Anhangs IV der FFH-Richtlinie noch für Vogelarten gemäß Artikel 1 der Vogelschutzrichtli-
nie erfüllt sind, wenn nachfolgend genannte Vermeidungs- und Ersatzmaßnahmen umgesetzt 
werden: 
 
Gehölzrückschnitte, Bauzeitenregelung, Vergrämung 
Da nicht auszuschließen ist, dass von dem geplanten Vorhaben Vogelarten als Offenlandbrüter 
betroffen sind, sind der Beginn der Baufeldfreimachung sowie notwendige Gehölzrückschnitte 
ausschließlich außerhalb der Vogelbrutzeit im Zeitraum vom 01. Oktober bis zum 01. März zu-
lässig. Zur Baufeldfreimachung gehört die Herrichtung der Zuwegungen, Montage-, Fundament- 
und BE-Flächen. Ein vorzeitiger Baubeginn ist nur dann möglich, wenn durch eine sachverstän-
dige Person nachgewiesen wird, dass zum Zeitpunkt der Vorhabenrealisierung keine Beein-
trächtigung des Brutgeschehens erfolgt, ggf. sind vor Baubeginn Vergrämungsmaßnahmen 
umzusetzen. 
 
Ökologische Baubegleitung 
Um Konflikte zwischen Projektrealisierung und Artenschutz jeweils in der aktuellen Ausfüh-
rungsphase erkennen zu können und die erforderlichen und fachlich geeigneten Maßnahmen 
zu einer erfolgreichen Konfliktlösung zu gewährleisten, ist eine ökologische Baubetreuung im 
Zeitraum vom 15. Februar – 31. August erforderlich. Diese Baubegleitung ist durch einen Gut-
achter auf den Gebieten der Herpetologie und Ornithologie zu realisieren. Die Baubegleitung 
umfasst auch, dass vor Baubeginn das Baufeld auf anwesende Bodenbrüter, Lurche und Repti-
lien zu untersuchen ist. Ggf. vorgefundene Lurche/ Reptilien sind zu bergen, zu versorgen und 
in geeignete Lebensräume im Umfeld des Objektes zu verbringen.  
 
Insektenschutz an Beleuchtung der Zuwegung 
Aufgrund der Lichtverschmutzung und der damit einhergehenden Lockwirkung auf Insekten, ist 
aus artenschutzrechtlicher sowie –fachlicher Sicht bei der Lichtauswahl darauf zu achten, dass 
in der Beleuchtung nur wenige Blauanteile enthalten sind.  
Empfehlenswert sind insbesondere warmweiße LEDs. Ausgestattet sind diese mit einer Farb-
temperatur bis etwa 3.000 Kelvin. 
 
Begründung: 
Die Auswirkungen des Vorhabens auf alle Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie der 
europäischen Vogelarten wurde im Rahmen des vorliegenden AFB untersucht. Es wurde fest-
gestellt, dass eine signifikante Erhöhung der Mortalitätsrate von Vögeln und Anhang IV-Arten im 
Plangebiet über das allgemeine Lebensrisiko hinaus nicht zu erwarten ist.   
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Auf der Acker- und Ruderalflur können als Brutvögel und Nahrungsgäste verschiedene Vogelar-
ten erwartet werden (Wiesenpieper, Feldlerche, Grauammer, Schafstelze, Braunkehlchen etc). 
Daher ist eine Bauzeitenregelung erforderlich. 
 
In der Dunkelheit werden Insekten vermehrt durch sehr helles (blaues) Licht angelockt.  
Ein Sterben wird hierbei durch die ständige Anziehungskraft herbeigeführt, da sie über mehrere 
Stunden keine Nahrung mehr aufnehmen und anschließend geschwächt zu Boden fallen.  
Gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 4 Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) ist es jedoch verboten, mit 
künstlichen Lichtquellen, Spiegeln oder anderen beleuchtenden oder blendenden Vorrichtungen 
wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten und der nicht besonders geschützten 
Wirbeltierarten, die nicht dem Jagd- oder Fischereirecht unterliegen, nachzustellen, sie anzulo-
cken, zu fangen oder zu töten. 
 
Die Bauzeitenregelung sowie die Bauüberwachung dienen dazu, um nicht gegen die arten-
schutzrechtlichen Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG zu verstoßen.   
 
Die Auflagen sind erforderlich, um die Tötung und Störung von Exemplaren der im Bereich der 
Acker- und Ruderalflur lebenden besonders und streng geschützten Arten und damit das Eintre-
ten eines Verbotes nach § 44 Abs. 1 BNatSchG für die Tiere zu vermeiden. 
 
 
NATURA 2000-Verträglichkeitsuntersuchung 
Der Vorhabenbereich liegt außerhalb von Natura 2000-Gebieten. Im Umfeld des Vorhabens 
liegt das FFH-Gebiet DE 2245-302 „Tollensetal mit Zuflüssen“ – hier der Teetzlebener Mühl-
bach in 40 m Entfernung.   
Eine vorhabenbedingte direkte Inanspruchnahme maßgeblicher Gebietsbestandteile, als auch 
Randbereiche durch das Vorhaben sind ausgeschlossen. Es erfolgt auch kein direkter Zugriff 
auf die FFH-Lebensraumtypen bzw. auf die Zielarten.  
Die Betrachtung möglicher Beeinträchtigungen durch die WEA beschränkt sich daher in der 
Regel auf die Ermittlung und Bewertung von Barrierewirkungen. 
Durch das Vorhaben werden auch keine Lebensräume getrennt oder zerschnitten. 
Hinsichtlich der in Anlage 1 der Natura 2000 Landesverordnung M-V genannten maßgeblichen 
Gebietsbestandteile sind keine vorhabenbedingten erheblichen Beeinträchtigungen des SPA-
Gebietes nicht zu erwarten. 
Summationseffekte durch mögliche andere Projekte/ Pläne sind untersucht worden und nicht 
vorhanden. Somit werden die Austauschbeziehungen zwischen den Natura 2000-Gebieten 
nicht negativ beeinflusst bzw. beeinträchtigt. 
 
Aus naturschutzfachlicher Sicht führt die Umsetzung des Vorhabens nicht zu erheblichen Be-
einträchtigungen des angrenzenden Natura 2000-Gebietes in seinen Schutzzwecken und Erhal-
tungszielen bzw. Zielarten. 
Das Vorhaben ist damit verträglich und eine vertiefende FFH-Verträglichkeitsprüfung ist 
nicht erforderlich. 
 
 
2. Aus Sicht der unteren Denkmalschutzbehörde sind die Planunterlagen zu o. g. Bebau-
ungsplan wie folgt zu ergänzen bzw. zu überarbeiten. 
 
Text (Teil B) 
Bei jeglichen Erdarbeiten außerhalb von bekannten Bodendenkmalen können jederzeit zufällig 
archäologische Funde und Fundstellen (Bodendenkmale) entdeckt werden. Werden bei Erdar-
beiten Funde oder auffällige, ungewöhnliche Bodenverfärbungen oder Veränderungen oder 
Einlagerungen in der Bodenstruktur, die von nicht selbstständig erkennbaren Bodendenkmalen 
hervorgerufen worden sind/ sein können, entdeckt, gelten die Bestimmungen des § 11 DSchG 
M-V.  
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In diesem Fall ist das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege M-V unverzüglich zu benach-
richtigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Eintreffen von Mitarbeitern oder Beauftrag-
ten des Landesamtes, mindestens 5 Werktage ab Eingang der Anzeige, für die fachgerechte 
Untersuchung in unverändertem Zustand zu erhalten.  

 
Begründung 
In unmittelbarer Umgebung befindet sich das Bodendenkmal „Fundplatz-Nr. 8 (Klein Tetzleben): 
„Wassermühle, Spätmittelalter“. 
 
Bei jeglichen Erdarbeiten außerhalb von bekannten Bodendenkmalen können jederzeit zufällig 
archäologische Funde und Fundstellen (Bodendenkmale) neu entdeckt werden. Werden bei 
Erdarbeiten Funde oder auffällige, ungewöhnliche Bodenverfärbungen oder Veränderungen 
oder Einlagerungen in der Bodenstruktur, die von nicht selbstständig erkennbaren Bodendenk-
malen hervorgerufen worden sind/ sein können, entdeckt, gelten die Bestimmungen des § 11 
DSchG M-V.  
In diesem Fall ist das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege M-V unverzüglich zu benach-
richtigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Eintreffen von Mitarbeitern oder Beauftrag-
ten des Landesamtes, mindestens 5 Werktage ab Eingang der Anzeige, für die fachgerechte 
Untersuchung in unverändertem Zustand zu erhalten.  

 
 

Denkmale sind nach § 2 Abs. 1 DSchG M-V Sachen, Mehrheiten von Sachen und Teile von 
Sachen, an deren Erhaltung und Nutzung ein öffentliches Interesse besteht, wenn die Sachen 
bedeutend für die Geschichte des Menschen, für Städte und Siedlungen oder für die Entwick-
lung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen sind und für die Erhaltung und Nutzung künstleri-
sche, wissenschaftliche, geschichtliche, volkskundliche oder städtebauliche Gründe vorliegen (§ 
2 Abs. 1 DSchG M-V).  
 
Bodendenkmale sind nach § 2 Abs. 1 DSchG M-V Sachen sowie Teile oder Mehrheiten von 
Sachen, an deren Erhaltung ein öffentliches Interesse besteht, da sie für die Geschichte des 
Menschen bedeutend sind. Sie zeugen u.a. vom menschlichen Leben in der Vergangenheit und 
gestatten Aufschlüsse über die Kultur-, Wirtschafts-, Sozial- und Geistesgeschichte sowie über 
Lebensverhältnisse und zeitgenössische Umweltbedingungen des Menschen in ur- und frühge-
schichtlicher Zeit (§ 2 Abs. 5 DSchG M-V). 
 
 
3. In straßenbautechnischer Hinsicht wird Folgendes angemerkt. 
 
In der vorliegenden Planzeichnung sowie in der Begründung wird ausschließlich private Ver-
kehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung (hier: verkehrsberuhigter Bereich) dargestellt 
und beschrieben. Öffentliche Verkehrsfläche ist nicht vorgesehen.  
 
Das Straßen- und Wegegesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (StrWG M-V) findet aus-
schließlich für öffentliche Straßen (die dem öffentlichen Verkehr gewidmet sind) Anwendung.  
 
Daher mache ich vorsorglich auf die Vorschriften der LBauO M-V aufmerksam und gebe fol-
gende Empfehlung. 
Um auch die weiteren angrenzenden Flurstücke bebauen zu können, ist grundsätzlich gemäß § 
4 LBauO MV erforderlich, dass das Grundstück in angemessener Breite an einer befahrbaren 
öffentlichen Verkehrsfläche liegt oder das Grundstück eine befahrbare, öffentlich-rechtlich gesi-
cherte Zufahrt zu einer befahrbaren öffentlichen Verkehrsfläche hat. Die alleinige Ausweisung 
eines Geh-/ Fahr- und Leitungsrechtes im Bebauungsplan reicht dazu nicht aus.  
 
Sollte eine nachträgliche öffentliche Widmung der geplanten privaten Verkehrsfläche bereits 
vorgesehen sein, bedarf die Errichtung der Straße gemäß §10 StrWG MV einer Genehmigung 
durch die zuständige Straßenaufsichtsbehörde. Ein entsprechender Antrag ist formlos und 
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grundsätzlich von der Gemeinde zu stellen. Von der Gemeinde ist auch die Bestätigung der 
Planung vorzunehmen. Voraussetzung für eine Genehmigung nach § 10 StrWG M-V ist die 
Rechtskraft des Bebauungsplanes.  
 
Die Verkehrsfläche ist im Querschnitt mit einer Breite von 4,50 m als Mischverkehrsfläche dar-
gestellt. Gemäß RASt06 ist ein Begegnungsverkehr von LKW/ PKW bei dieser Breite nicht mög-
lich. Für den Ausbau der Erschließung sind die zu erwartenden Fahrzeugtypen/ -größen ent-
sprechend zu bedenken. Dabei sollten auch Feuerwehr-/ Einsatz- und Entsorgungsfahrzeuge 
mit den erforderlichen Begegnungsbreiten und Fahrkurven bedacht werden.  
 
Die Planung ist grundsätzlich mit dem Baulastträger der angrenzenden Straße abzustimmen.  
 
Rechtsgrundlagen: 

 Straßen- und Wegegesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (StrWG M-V) vom 13. 
Januar 1993, GVOBl. M-V 1993, S. 42, zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 5. Juli 2018 (GVOBl. M-V S. 221, 229) 

 Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (Kommunalverfassung - 
KV M-V) vom 13. Juli 2011(GVOBl. M-V. S. 777) 

 Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06) Ausgabe 2006 
 
Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an Frau Hoffmann (Tel.-Nr.: 0395/ 57087-2456). 
 
 
4. Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht sowie seitens des Gesundheitsamtes und Katas-
ter- und Vermessungsamtes gibt es keine weiteren Anmerkungen oder Hinweise zu o. g. Be-
bauungsplan der Gemeinde Groß Teetzleben. 
 
Des Weiteren gibt es aus wasser-, bodenschutz- und abfallrechtlicher Sicht sowie von Seiten 
der unteren Verkehrsbehörde keine über die bereits in der Stellungnahme vom 11. November 
2022 hinausgehenden Hinweise zu o. g. Bebauungsplan der Gemeinde Groß Teetzleben. 
 
 
 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. 
Cindy Schulz 
SB Bauleitplanung  
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 


